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1. Instanz

Aktenzeichen S 73 Kr 1075/98
Datum 30.04.1999

2. Instanz

Aktenzeichen L 15 KR 6/99
Datum 31.05.2000

3. Instanz

Datum -

Die Berufung des KlÃ¤gers gegen den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts Berlin
vom 30. April 1999 wird zurÃ¼ckgewiesen. AuÃ�ergerichtliche Kosten des
Berufungsverfahrens sind nicht zu erstatten. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Die Beteiligten streiten darÃ¼ber, ob die beklagte Krankenkasse verpflichtet ist, die
Kosten fÃ¼r eine privatÃ¤rztlich durchgefÃ¼hrte Extrakorporale StoÃ�wellen
(ESW)-therapie an der linken Schulter des KlÃ¤gers in HÃ¶he von 1.275,00 DM zu
erstatten.

Der 1950 geborene KlÃ¤ger ist freiwillig versichertes Mitglied der Beklagten. Er
leidet an einer Verkalkung der rechten und linken Schulter (Tendinosis calcarea).

Die Beklagte gewÃ¤hrte dem KlÃ¤ger im MÃ¤rz 1998 einen Kostenzuschuss in
HÃ¶he von 1.275,00 DM fÃ¼r eine an der rechten Schulter durchgefÃ¼hrte ESW-
Therapie. Der KlÃ¤ger beantragte im Juli 1998 auch eine Kostenbeteiligung der
Beklagten in HÃ¶he von 1.275,00 DM fÃ¼r die Behandlung der linken Schulter und
legte hierzu eine Ã¤rztliche Bescheinigung des Arztes fÃ¼r OrthopÃ¤die H. M.vom
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16. Juli 1998 vor. Hiernach sei es bereits nach dreimaliger ESW-Therapie bei der
rechten Schulter zu einer radiologisch deutlichen RÃ¼ckbildung der Verkalkung
gekommen und der Erfolg dokumentiert. Bei gleichem Leiden an der linken Schulter
sei ebenfalls eine ESW-Therapie mit guten Erfolgsaussichten indiziert.

Die Beklagte lehnte mit Bescheid vom 24. Juli 1998 die GewÃ¤hrung eines
Zuschusses fÃ¼r die ESW-Behandlung ab und fÃ¼hrte zur BegrÃ¼ndung aus, dass
die ESW-Therapie nicht mehr zu den vertragsÃ¤rztlichen Leistungen der
gesetzlichen Krankenkassen gehÃ¶re. Der Medizinische Dienst der
Krankenversicherung habe keine MÃ¶glichkeit der BefÃ¼rwortung mehr gesehen.

Der Widerspruch des KlÃ¤gers blieb erfolglos (Widerspruchsbescheid vom 30.
September 1998).

Im anschlieÃ�enden Klageverfahren hat der KlÃ¤ger geltend gemacht, dass die
bisherigen anderen Behandlungen keine Linderung der Beschwerden gebracht
hÃ¤tten. Die ESW-Therapie stelle die geringste BeeintrÃ¤chtigung und Belastung,
insbesondere gegenÃ¼ber der Operation dar. Nach der Behandlung der rechten
Schulter sei er schmerzfrei und auch die nunmehr durchgefÃ¼hrte Behandlung der
linken Schulter (Behandlungstage am 29. Juli, 2. und 30. September 1998 und 13.
Januar 1999; Rechnungen Bl. 44 â�� 47 Gerichtsakte) habe zur Schmerzfreiheit
gefÃ¼hrt. Entgegen der Entscheidung des Bundesausschusses der Ã�rzte und
Krankenkassen handele es sich bei der ESW-Therapie um eine wissenschaftlich
anerkannte MaÃ�nahme.

Das Sozialgericht hat die Klage mit Gerichtsbescheid vom 30. April 1999
abgewiesen und zur BegrÃ¼ndung im Wesentlichen ausgefÃ¼hrt: Eine
KostenÃ¼bernahme fÃ¼r die ESW-Therapie sei bei orthopÃ¤dischen, chirurgischen
und schmerztherapeutischen Indikationen nicht mÃ¶glich. Der Bundesausschuss
der Ã�rzte und Krankenkassen habe diese Methode in die Anlage â��Bâ�� seiner
Richtlinien Ã¼ber die EinfÃ¼hrung neuer Untersuchungs- und
Behandlungsmethoden und Ã¼ber die Ã�berprÃ¼fung erbrachter
vertragsÃ¤rztlicher Leistungen gemÃ¤Ã� Â§ 135 Abs. 1 i. V. m. Â§ 92 Abs. 1 Satz 2
Nr. 5 Sozialgesetzbuch/FÃ¼nftes Buch (SGB V) aufgenommen. In dieser Anlage
seien diejenigen Methoden aufgefÃ¼hrt, die nicht als vertragsÃ¤rztliche Leistungen
zu Lasten der Krankenkassen erbracht werden dÃ¼rfen. Eine derartige
Entscheidung sei von der Verwaltung und den Gerichten zu beachten.

Gegen den ihm am 31. Mai 1999 zugestellten Gerichtsbescheid wendet sich der
KlÃ¤ger mit seiner Berufung vom 24. Juni 1999 und verfolgt sein Begehren auf
Kostenerstattung fort. Er meint, der Bundesausschuss der Ã�rzte und
Krankenkassen habe die ESW-Therapie zu Unrecht in die Anlage â��Bâ��
aufgenommen, da er seine Entscheidung ohne BerÃ¼cksichtigung des aktuellen
Standes des Wissens im medizinisch-wissenschaftlichen Bereich getroffen habe.
FÃ¼r ihn habe keine Alternative zur durchgefÃ¼hrten Behandlung bestanden,
insbesondere sei eine Operation mit den unabwÃ¤gbaren Risiken abzulehnen
gewesen. Im Ã�brigen sei die Entscheidung des Bundesausschusses der Ã�rzte und
Krankenkassen vom 24. April 1998, die erst im Bundesanzeiger am 25. Juli 1998
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verÃ¶ffentlicht worden sei, und erst einen Tag spÃ¤ter GÃ¼ltigkeit erlangt habe,
fÃ¼r seinen Fall nicht einschlÃ¤gig. Die Beklagte habe ihren ablehnenden Bescheid
bereits zuvor am 24. Juli 1998 erlassen und sich damit zu Unrecht auf die zu diesem
Zeitpunkt noch nicht in Kraft getretene Regelung berufen.

Der KlÃ¤ger beantragt,

den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts Berlin vom 30. April 1999 sowie den
Bescheid der Beklagten vom 24. Juli 1998 in der Fassung des
Widerspruchsbescheides vom 30. September 1998 aufzuheben und die Beklagte zu
verurteilen, ihm 1.275,00 DM fÃ¼r die an der linken Schulter durchgefÃ¼hrte ESW-
Therapie zu erstatten.

Die Beklagte beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Sie hÃ¤lt das angefochtene Urteil fÃ¼r zutreffend.

Der Senat hat eine Auskunft des Bundesausschusses der Ã�rzte und Krankenkassen
â�� Arbeitsausschuss â��Ã�rztliche Behandlungâ�� â�� vom 16. MÃ¤rz 2000
eingeholt.

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird auf die
SchriftsÃ¤tze der Beteiligten nebst Anlagen und den sonstigen Inhalt der
Gerichtsakte und der Verwaltungsakte der Beklagten Bezug genommen. Diese
Unterlagen haben dem Senat vorgelegen und sind Gegenstand der mÃ¼ndlichen
Verhandlung gewesen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die zulÃ¤ssige Berufung des KlÃ¤gers ist unbegrÃ¼ndet. Das Sozialgericht hat zu
Recht die Klage abgewiesen. Der KlÃ¤ger hat keinen Anspruch auf Kostenerstattung
fÃ¼r die an der linken Schulter durchgefÃ¼hrte ESW-Therapie.

Als Rechtsgrundlage fÃ¼r den Kostenerstattungsanspruch kommt allein Â§ 13 Abs.
3 SGB V in Betracht. Danach hat die Krankenkasse, wenn sie eine unaufschiebbare
Leistung nicht rechtzeitig erbringen konnte oder eine Leistung zu Unrecht abgelehnt
hat, dem Versicherten die fÃ¼r die Beschaffung der Leistung aufgewendeten
Kosten zu erstatten. Der Kostenerstattungsanspruch tritt an die Stelle eines an sich
gegebenen Leistungsanspruchs, den die Kasse infolge eines Versagens des
Beschaffungssystems nicht erfÃ¼llt hat. Er kann deshalb nur bestehen, soweit die
selbstbeschaffte Leistung ihrer Art nach zu den Leistungen gehÃ¶rt, welche die
gesetzlichen Krankenkassen als Sach- oder Dienstleistung zu erbringen haben. Dies
ist hier nicht der Fall, so dass offen bleiben kann, nach welcher der beiden
Alternativen des Â§ 13 Abs. 3 SGB V der Anspruch gegebenenfalls zu beurteilen
wÃ¤re und ob deren weitere Voraussetzungen erfÃ¼llt sind.
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Es handelt sich bei der Behandlung der Schulter des KlÃ¤gers mittels ESW-Therapie
um eine TherapiemaÃ�nahme, die nicht im Rahmen der vertragsÃ¤rztlichen
Leistung erbracht werden darf bzw. erbracht werden durfte (so auch: LSG-Berlin, 9.
Senat, Urteil vom 3. November 1999 â�� L 9 KR 85/98 -).

Nach Â§ 135 Abs. 1 SGB V dÃ¼rfen neue Untersuchungs- und
Behandlungsmethoden in der vertragsÃ¤rztlichen Versorgung zu Lasten der
Krankenkassen nur dann erbracht werden, wenn die BundesausschÃ¼sse der
Ã�rzte und Krankenkassen in Richtlinien nach Â§ 92 Abs. 1 Satz 2 Nr. 5 SGB V
Empfehlungen u. a. Ã¼ber die Anerkennung des diagnostischen und
therapeutischen Nutzens der Methode abgegeben haben (vgl. BSG SozR 3 â�� 2500
Â§ 135 Nrn. 4 und 5). Â§ 135 Abs. 1 SGB V bezweckt die Sicherung der QualitÃ¤t der
Leistungserbringung in der gesetzlichen Krankenversicherung; es soll
gewÃ¤hrleistet werden, dass neue medizinische Verfahren nicht ohne PrÃ¼fung
ihres diagnostischen bzw. therapeutischen Nutzens und etwaiger gesundheitlicher
Risiken in der vertragsÃ¤rztlichen Versorgung angewandt werden. Die Regelung ist
deshalb in der Art eines Verbots mit Erlaubnisvorbehalt gefasst. Neue
Untersuchungs- und Behandlungsmethoden sind so lange von der Abrechnung zu
Lasten der Krankenkasse ausgeschlossen, bis der Bundesausschuss sie als
zweckmÃ¤Ã�ig anerkannt hat (BSG SozR 3 â�� 2500 Â§ 135 Nr. 4, S. 14).

Eine solche positive Feststellung liegt bislang fÃ¼r die ESW-Therapie bei
orthopÃ¤dischen, chirurgischen und schmerztherapeutischen Indikationen nicht vor.
Vielmehr ist die ESW-Therapie bei diesen Indikationen durch Beschluss des
Bundesausschusses vom 24. April 1998 zu den Richtlinien Ã¼ber die EinfÃ¼hrung
neuer Untersuchungs- und Behandlungsmethoden und Ã¼ber die Ã�berprÃ¼fung
erbrachter vertragsÃ¤rztlicher Leistungen in die Anlage B (â��nicht anerkanntâ��)
Nr. 2 als Methode aufgenommen worden, die nicht als vertragsÃ¤rztliche Leistung
zu Lasten der Krankenkassen erbracht werden darf (BAnz 1998, S. 10507). Durch
Beschluss des Bundesausschusses vom 10. Dezember 1999 â�� verÃ¶ffentlicht im
Bundesanzeiger Nr. 56 vom 21. MÃ¤rz 2000 â�� sind die geltenden BeschlÃ¼sse in
die Richtlinien Ã¼ber die Bewertung Ã¤rztlicher Untersuchungs- und
Behandlungsmethoden gemÃ¤Ã� Â§ 135 Abs. 1 SGB V und ihren Anlagen A
(â��anerkanntâ��) und B (â��nicht anerkanntâ��) Ã¼bergeleitet worden und die
streitbefangene ESW-Therapie nunmehr in der Anlage B Nr. 23 aufgefÃ¼hrt.

Insofern bestand weder im Zeitpunkt der Antragsstellung im Juli 1998 noch im
Zeitpunkt der erfolgten Therapiesitzungen am 29. Juli, 2. und 30. September 1998
und 13. Januar 1999 ein Anspruch auf KostenÃ¼bernahme bzw. Kostenerstattung
fÃ¼r die ESW-Therapie. Mithin geht auch der vom KlÃ¤ger wiederholt vorgetragene
Hinweis auf die erst im Bundesanzeiger am 25. Juli 1998 verÃ¶ffentlichte negative
Entscheidung des Bundesausschusses der Ã�rzte und Krankenkassen fehl. Denn
eine Leistungspflicht der Krankenkassen bestand auch vor diesem Zeitpunkt nicht.
Damit entsprach die von der Beklagten Ã¼bernommene Kostenbeteiligung als
sogenannte Einzelfallentscheidung auch nicht der geltenden Rechtslage.

Da es sich bei den Richtlinien des Bundesausschusses der Ã�rzte und
Krankenkassen um untergesetzliche Rechtsnormen handelt, die in Verbindung mit 
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Â§ 135 Abs. 1 SGB V verbindlich festlegen, welche neuen Untersuchungs- und
Behandlungsmethoden Bestandteil der vertragsÃ¤rztlichen Versorgung sind, kann
der KlÃ¤ger nicht einwenden, die nicht anerkannte Methode sei gleichwohl
zumindest in seinem konkreten Einzelfall zweckmÃ¤Ã�ig und wirksam (BSG SozR 3
â�� 2500 Â§ 135 Nr. 4, S. 20). Mithin war dem sinngemÃ¤Ã� gestellten
Beweisantrag des KlÃ¤gers nach Einholung eines Gutachtens zur KlÃ¤rung der
Frage, dass die ESW-Behandlung fÃ¼r ihn die einzige medizinisch sinnvolle und
erfolgversprechende Behandlungsmethode gewesen sei (Schriftsatz vom 26. Mai
2000), nicht von Seiten des Senats nachzukommen.

Es liegen auch keine Anhaltspunkte dafÃ¼r vor, dass das Verfahren vor dem
Bundesausschuss dem Zweck der ErmÃ¤chtigung oder rechtsstaatlichen
GrundsÃ¤tzen widersprochen haben kÃ¶nnte (vgl. BSG SozR 3 â�� 2500 Â§ 13 Nr.
17, S. 81). Der Auskunft des Bundesausschusses der Ã�rzte und Krankenkassen ist
zu entnehmen, dass der Arbeitsausschuss â��Ã�rztliche Behandlungâ��, nach dem
mit Datum vom 28. Oktober 1997 die Beratung durch die KassenÃ¤rztliche
Bundesvereinigung beantragt worden war, seine Entscheidung nach Eingang der
eingeholten Stellungnahmen, sowie Recherche und Aufarbeitung der
wissenschaftlichen Literatur getroffen hat. Der Vorsitzende des Arbeitsausschusses
â��Ã�rztliche Behandlungâ�� fÃ¼hrt in der Auskunft vom 16. MÃ¤rz 2000 u. a. aus,
dass die aktuelle Analyse und Bewertung aller Stellungnahmen, der
wissenschaftlichen Literatur und sonstigen Fundstellen keinen hinreichenden Beleg
fÃ¼r die Wirksamkeit und medizinische Notwendigkeit bei den verschiedenen
Indikationen belegen konnte. Untersuchungen zu Langzeitnebenwirkungen der ESW-
Therapie hÃ¤tten nicht vorgelegen, obwohl die Methode bereits seit Jahren an
Patienten erprobt werde. Insgesamt seien alle Artikel und Berichte, die die Methode
befÃ¼rworteten, hinsichtlich ihrer Evidenz allenfalls auf Stufe II c der
Beurteilungsrichtlinien des Bundesausschusses der Ã�rzte und Krankenkassen
einzuordnen gewesen. Auf Grund des fehlenden Wirksamkeitsnachweises und des
Fehlens von Studien mit einer ausreichenden Nachbeobachtungszeit, die die
behauptete Sicherheit des Verfahrens belegen kÃ¶nnten, habe der
Arbeitsausschuss keine MÃ¶glichkeit gesehen, die ESW-Therapie fÃ¼r die
vertragsÃ¤rztliche Versorgung anzuerkennen. Auch nach der Beschlussfassung im
Jahr 1998 hÃ¤tten wissenschaftliche Arbeiten keine weiterfÃ¼hrenden
Informationen zum Nutzen, zur Notwendigkeit und Wirtschaftlichkeit erbracht, oder
sie bestÃ¤tigten die Schlussfolgerungen des Bundesausschusses.

Im Hinblick darauf sah sich der Senat, trotz der vom KlÃ¤ger im Schriftsatz vom 26.
Mai 2000 geforderten weiteren SachverhaltsaufklÃ¤rung und fÃ¼r notwendig
erachteten Beweiserhebung, nicht veranlasst, weitere Ermittlungen anzustellen.
Soweit der KlÃ¤ger darauf abstellt, der Bundesausschuss der Ã�rzte und
Krankenkassen habe seiner Entscheidungsfindung nicht aktuell vorliegendes
wissenschaftliches Material, sondern hauptsÃ¤chlich ein Gutachten aus dem Jahr
1996 zu Grunde gelegt, entspricht dies nicht den Tatsachen. In der eingeholten
Auskunft des Bundesausschusses der Ã�rzte und Krankenkassen â��
Arbeitsausschuss â��Ã�rztliche Behandlungâ�� â�� wird ausgefÃ¼hrt, der
Ausschuss habe alle aktuellen Stellungnahmen, die maÃ�gebliche wissenschaftliche
Literatur sowie ein umfassendes HTA-Gutachten des Medizinischen Dienstes der
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Krankenversicherung (MDK) von 1996 in die AbwÃ¤gung einbezogen. DarÃ¼ber
hinaus ergibt sich aus dem in der Auskunft benannten Abschlussbericht des
Arbeitsausschusses â��Ã�rztliche Behandlungâ��, dass der Arbeitsausschuss
ebenso die Stellungnahmen der Deutschen Gesellschaft fÃ¼r Extrakorporale
StoÃ�wellentherapie (DGST) bzw. der IGESTO, dort eingegangen am 3. MÃ¤rz 1998,
und die in dieser Stellungnahme aufgefÃ¼hrte wissenschaftliche Literatur
analysiert, bewertet und abwÃ¤gend in seine Entscheidung einbezogen hat (3.7. =
S. 4 des Abschlussberichts). Ferner zeigt sich aus dem Literaturverzeichnis die
BerÃ¼cksichtigung wissenschaftlicher Literatur bis zum Jahr 1998 (10 = S. 36 bis 38
des Abschlussberichts). Insbesondere wurde zu dem Gutachten des MDK aus dem
Jahr 1996 eine aktuelle schriftliche Stellungnahme des Projektleiters vom 28. Januar
1998 eingeholt (7.2 = S. 22 des Abschlussberichtes) und des Weiteren wurden die
in der Stellungnahme der DGST/IGESTO benannten BÃ¼cher (J.-D. Rompe:
Extrakorporale StoÃ�wellentherapie; Grundlagen, Indikationen, Anwendungen,
Chapman & Hall Verlag 1997; M. Loew, J.-D. Rompe: StoÃ�wellenbehandlung bei
orthopÃ¤dischen Erkrankungen, BÃ¼cherei des OrthopÃ¤den, Band 71. Enke-Verlag
1998; C. Chaussey, F. Eisenberger, D. Jocham, D. Wilbert: High Energy Shockwaves
in Medicine, Thieme Verlag 1997; W. Siebert, M. Buch: Extracorporeal Shockwaves
in Orthopaedics, Springer Verlag 1997) diskutiert und bewertet (7.3 = S. 23; 7.4.4.
= S. 33 des Abschlussberichtes).

Die Berufung war nach alledem zurÃ¼ckzuweisen.

Die Kostenentscheidung folgt aus Â§ 193 Sozialgerichtsgesetz (SGG).

Die Revision ist nicht zugelassen worden, weil die Voraussetzungen des Â§ 160 Abs.
2 Nrn. 1 und 2 SGG nicht vorliegen.

Erstellt am: 14.08.2003

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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